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Deutsche Verkehrspolitik: Von der Lenkung zum Markt
Lösungsansätze — Widersprüche — Akzeptanzprobleme
von Hans Böhme und Henning Sichelschmidt
AUS DEM INHALT
Die Verkehrspolitik ist unter Zugzwang. Der europäische Binnenmarkt, die deutsche
Vereinigung und die Öffnung Osteuropas lassen künftig rasch wachsende Verkehrs-
ströme in Deutschland erwarten. Weitreichende Infrastrukturanpassungen werden
erforderlich sein, wenn das Wirtschaftswachstum künftig nicht zunehmend durch
Staus und Engpässe gebremst werden soll.
Die Bundesregierung bemüht sich, den neuen Herausforderungen in der Verkehrspolitik
zu begegnen. So sieht der Bundesverkehrswegeplan 1992 für die Jahre bis 2010 Infra-
strukturinvestitionen von rund 500 Mrd. DM vor. Außerdem werden im Rahmen des
"integrierten Gesamtverkehrskonzepts" einige mehr marktwirtschaftliche Elemente in
die deutsche Verkehrspolitik eingeführt. Erstmals sollen
— einzelne Verkehrswege auf Leasingbasis privat finanziert,
— besondere Straßenbenutzungsgebühren eingeführt und
— später zur Reduzierung verkehrsbedingter Umweltschäden eine Abgabe auf Kohlen-
dioxidemissionen erhoben werden.
Einige der neuen verkehrspolitischen Instrumente erfüllen allerdings die Anforderungen
an ein effizientes und umweltschonendes Verkehrssystem nicht, weil fiskalische, nicht
allokative Zwecke die Wege- und Umweltabgaben dominieren. Eine Differenzierung der
vorgesehenen Abgaben nach sozialpolitischen Gesichtspunkten ist abzulehnen, da sie
dem Ziel der Effizienz zuwiderlaufen würde. Eine pauschale Autobahnbenutzungsge-
bühr in Form einer Vignette dürfte sogar zu dem unerwünschten Ergebnis führen, daß
mehr Fahrten unternommen werden. Zudem ist das verkehrspolitische Programm der
Bundesregierung nicht frei von Widersprüchen, etwa zwischen der Forderung nach
einer erweiterten Rolle der umweltschonenden Küstenschiffahrt und der Planung neuer
Autobahnen parallel zur Küste.
Die Gebühren für die Nutzung der Infrastruktur sollten Sondervermögen zufließen, aus
denen sämtliche öffentlichen Ausgaben für die Infrastruktur der jeweils abgabenpf lichti-
gen Verkehrszweige zu bestreiten wären. Für Umweltabgaben könnte ein Sonderfonds
eingerichtet werden, dessen Einnahmen zu Umweltschutzzwecken (Ausgleich unver-
meidbarer Umweltschäden) verwendet werden.
Ganz generell sollte es nicht Ziel der Politik sein, eine bestimmte Aufteilung des Ver-
kehrs auf die einzelnen Transportmittel, insbesondere auf Schiene und Straße, vorzuge-
ben. Vielmehr sollte sichergestellt werden, daß die spezifischen Kosten der einzelnen
Verkehrsträger voll in die Wirtschaftsrechnung der Verkehrsteilnehmer eingehen und
die Marktkräfte die Aufteilung des Verkehrs bestimmen.
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ISSN 0455 - 04201. Verkehrspolitik unter Zugzwang
Der europäische Binnenmarkt sowie die politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen in Osteuropa
und der ehemaligen Sowjetunion werden in den kommenden Jahren voraussichtlich einen entschei-
denden Einfluß auf den Güter- und Personenverkehr in Europa haben. Das wiedervereinigte Deutsch-
land ist davon, bedingt durch seine Lage in der Mitte des Kontinents, besonders betroffen. Erwartet
wird ein kräftiger Anstieg der Verkehrsleistungen, insbesondere im expandierenden Nord-Süd- und
Ost-West-Transit. Damit wird die Verkehrspolitik in Deutschland, die überdies noch an die Liberali-
sierung der Transportmärkte im gemeinsamen Binnenmarkt anzupassen ist, vor neue Herausforderun-
gen gestellt.
Im folgenden werden vor allem die Konsequenzen steigender Transportnachfrage für die deutsche
Verkehrsinfrastruktur diskutiert [vgl. zu den nachstehenden Ausführungen auch Böhme und Laaser,
1992]. Von einem Überblick über die zu erwartenden Entwicklungen des Verkehrsaufkommens und
der Verkehrsteilung ausgehend werden die Inhalte des "integrierten Gesamtverkehrskonzepts" der
Bundesregierung umrissen, das System der Infrastrukturnutzungsabgaben kritisch geprüft sowie Vor-
schläge zu seiner Umgestaltung gemacht. Dabei werden auch die bei zunehmender Verkehrsdichte
verschärften Umweltprobleme angesprochen. Eine Analyse der aktuellen politischen Situation sowie
insbesondere der durch divergierende Partei- und Gruppeninteressen verursachten Aktzeptanz- und
Konsistenzprobleme der deutschen Verkehrspolitik schließt sich an. In den Schlußfolgerungen werden
grundsätzliche Thesen zur Infrastrukturpolitik formuliert.
2. Die Ausgangslage: Steigende Verkehrsleistungen
Wichtigster Bestimmungsfaktor für den künftigen Bedarf an Verkehrsinfrastruktur ist die steigende
Nachfrage nach Güter- und Personenbeförderung in einem von hoher Mobilität geprägten Umfeld. In
Deutschland, das seine Vorkriegsposition am Kreuzweg des europäischen Ost-West- und Nord-Süd-
Verkehrs wiedergewinnt, wird die Ausgestaltung des Verkehrsnetzes ganz besonders durch den Um-
bruch in Osteuropa beeinflußt.
Der erwartete steile Anstieg der Transportleistungen ist nicht allein durch die deutsche Vereinigung
und die Öffnung des Ostens bedingt. Er wird vielmehr auch deshalb prognostiziert,
— weil die Vollendung des europäischen Binnenmarktes voraussichtlich mittel- bis längerfristig
zu einem wieder beschleunigten Wirtschaftswachstum in Westeuropa führen wird,
— weil dieses Wachstum mit Strukturwandlungen zugunsten einer noch intensiveren internationa-
len und interregionalen Arbeitsteilung einhergehen dürfte, die ihrerseits zusätzlichen Transport-
bedarf nach sich zieht,
— und weil der Personenverkehr bei steigenden Realeinkommen weiterhin durch eine unverändert
hohe Einkommenselastizität der Nachfrage nach Reisen stimuliert werden dürfte.
Die Expansion des Straßenverkehrs wird zusätzlich dadurch gefördert, daß zahlreiche in einer
wachsenden Wirtschaft überproportional zunehmende Güterströme eine besondere Affinität zum
Lastkraftwagen aufweisen und die Pkw-Dichte, bezogen auf die Einwohnerzahl, immer noch steigt.
Retardierende Einflüsse auf das Verkehrswachstum, die etwa in einer relativen Abnahme des waren-
produzierenden Sektors und in einer Substitution physischen Verkehrs durch Telekommunikations-
dienste liegen können, werden durch die genannten expansiven Faktoren voraussichtlich überkompen-
siert.Das Transportaufkommen dürfte ferner infolge der bis 1994 vorgesehenen Deregulierung der deut-
schen Verkehrsmärkte steigen. Diese wird zunächst Rentenelemente beseitigen, die bislang aufgrund
des öffentlich-rechtlichen Anbieterschutzes in den Transportpreisen enthalten waren. Da sich der
Wettbewerb auf den Verkehrsmärkten mit dem Auftreten neuer Anbieter verschärfen wird, dürfte es
zu einem Druck auf die Preise kommen. Spielräume für Preissenkungen werden weiterhin dadurch
entstehen, daß nach Fortfall von Beschränkungen des Werkverkehrs und der Kabotage Leerfahrten
vermieden und die Fahrzeuge besser ausgelastet werden können. Bereits Ende der achtziger Jahre
wurde geschätzt, daß bei Anpassung der geltenden deutschen Regulierungen an die im grenzüber-
schreitenden Verkehr herrschenden liberalen Verhältnisse Transporte innerhalb Deutschlands auf der
Straße durchschnittlich um 25 vH, solche in der Binnenschiffahrt sogar um 20 bis 47 vH billiger wer-
den könnten [Planco, 1988, S. 14]. Im Eisenbahnverkehr soll die Einführung von Wettbewerbsele-
menten und die Trennung von Fahrweg und Betrieb längerfristig Produktivitätsfortschritte bewirken,
die den Bahnen die Anpassung ihrer Preise an diejenigen der Konkurrenz gestatten.
Eine Studie im Auftrage des Bundesverkehrsministeriums hat quantitative Schätzungen der erwar-
teten Steigerung der Transportleistungen für den Zeitraum 1988-2010 vorgelegt [Kessel + Partner,
1991; Intraplan, 1991]. Dieser Untersuchung zufolge wird der Güterfernverkehr in Deutschland (ohne
ausländische Streckenanteile bei grenzüberschreitenden Transporten) um reichlich drei Viertel gegen-
über dem Basisjahr zunehmen. Dies wäre ein Anstieg von 310 Mrd. auf 548 Mrd. tkm (Tabelle 1).
Die Anteile des Lkw-Verkehrs und der Binnenschiffahrt sollen sich von 39 auf 43 vH bzw. von 20 auf
21 vH erhöhen, derjenige der Eisenbahn soll dagegen von 40 auf 35 vH sinken. Diese für Gesamt-
deutschland prognostizierten Verschiebungen spiegeln vornehmlich die Auswirkungen der politischen
Umwälzungen in der ehemaligen DDR wider. Dort ist der ehemals weitaus dominierende Marktanteil
der Deutschen Reichsbahn bereits Anfang der neunziger Jahre erheblich gesunken. Er wird voraus-
sichtlich künftig noch weiter zurückgehen. Im Gebiet der alten Bundesländer wird hingegen ein An-
stieg des Bahnanteils von 28 auf 33 vH und dementsprechend ein relativer Rückgang der Straßen- und
Binnenschiffs transportleistungen erwartet.







































Quelle: Kessel + Partner [1991, S. 11,13]; eigene Berechnungen.
Die herausragende Bedeutung des gemeinsamen EG-Binnenmarktes und der Umwälzungen in Ost-
europa für die künftige Entwicklung in Deutschland schlägt sich vor allem darin nieder, daß für den
Verkehr, der die Grenzen des alten Bundesgebietes überschreitet, im Prognosezeitraum ein weit stär-
keres Wachstum als für den Binnenverkehr erwartet wird: dabei soll der Wechselverkehr zwischen al-
ten und neuen Bundesländern mehr als siebenmal so schnell zunehmen wie der grenzüberschreitende
Verkehr (einschließlich Transit); allerdings wurden 1988 nur sehr geringe Ladungsmengen zwischen
























257 292 13 23 73 218
221 228 3 278 32 -88
60 58 -3 23 15 -33













11 96 792 169 334 98
12 74 541 94 225 141
5 26 467 165 242 47
27 197 629 427 801 88
hr, Seeschiffahrt, Rohrleitungen und Luftverkehr. Abweichungen der Summen durch
Quelle: Kessel + Partner [1991, S. 11]; eigene Berechnungen.
gen nur ein geringer Zuwachs, für den Binnenverkehr auf dem Gebiet der neuen Bundesländer sogar
ein ausgeprägter Rückgang prognostiziert (Tabelle 2).
Für die Personenbeförderungsleistungen auf der Straße wird ebenfalls ein kräftiges Wachstum, bis
zum Jahre 2010 um ein knappes Drittel, vorhergesagt (Tabelle 3). Haupttriebkraft der Expansion ist
der private Wochenend- und Urlaubsreiseverkehr, der durch den Trend zu häufigerem, jeweils kürze-
rem Urlaub und durch die Nachfrage nach individueller Mobilität in Ostdeutschland gefördert wird.
Der Anteil privater Ferienreisen an der gesamten Personenbeförderung wird nach dieser Schätzung bis
2010 auf zwei Drittel ansteigen.
Diese Prognosen wurden dem Bundesverkehrswegeplan 1992 zugrundegelegt; sie beruhen auf ei-
nem mitteleren Szenario.
1 Gegen die darin enthaltenen Annahmen und die Schätzergebnisse sind be-
reits verschiedene Einwendungen vorgebracht worden. Insbesondere macht es der Zusammenbruch
der osteuropäischen Volkswirtschaften durchaus wahrscheinlich,
2 daß die vorhergesagten Wachstums-
raten bis zum Jahre 2010 nicht erreicht werden und die Verkehrsleistungen hinter den Prognosewerten
zurückbleiben. Kritik ist auch an der Schätzung der Marktanteile, die laut Bundesverkehrswegeplan
künftig auf die einzelnen Verkehrsträger entfallen werden, geübt worden.
3
Die Prognosen basieren auf dem Szenario H der drei von Kessel + Partner erstellten Varianten, die
bei etwa gleichen Gesamtverkehrsleistungen hauptsächlich durch die unterschiedlichen Anteile des
Straßengüterverkehrs gekennzeichnet sind (Szenario F mit einem deutlich höheren, Szenario G
dagegen mit einem erheblich geringeren Anteil und einer entsprechend geringeren Gesamtleistung
des Straßenverkehrs).
Solche kontraktiven Auswirkungen zeigten sich im Jahre 1992 bereits in erheblichem Umfang
beim Güterumschlag der deutschen Seehäfen; auch die westdeutschen Häfen und deren Hinter-
landverkehr waren davon betroffen [Deutsche Verkehrs-Zeitung, a].
Dabei wird auf eine starke Verzerrung der verkehrsträgerbezogenen Prognose vor allem im Sinne









































Einschließlich des internationalen Verkehrs mit und durch Deutschland (jedoch Luftverkehr ohne Durchgangsverkehr
und Ausland-Ausland-Umsteiger). — °Im internationalen Verkehr nur deutscher Streckenanteil. —
 cOhne Schiffahrt
und öffentlichen Personenfernverkehr auf der Straße.
Quelle: Intraplan [1991, S. 6 f.]; eigene Berechnungen.
Aus zwei Gründen dürfte in der zugrundegelegten Prognose der künftige Anteil des Schienenver-
kehrs vor allem auf Kosten des Straßenverkehrs erheblich überschätzt worden sein:
— Erstens besteht eine wesentliche Voraussetzung der Prognosen in einer angenommenen
"Erhöhung der Nutzerkosten insbesondere im Straßenverkehr";
4 sie mag im Hinblick auf die
angestrebte Reduzierung von Kohlendioxid- und anderen Emissionen bzw. die zunehmend
spürbar werdenden Kapazitätsgrenzen des Straßennetzes zwar plausibel erscheinen, kann aber
wegen der noch offenen Frage der politischen Durchsetzbarkeit spezieller Abgassteuern und der
Möglichkeit von Kapazitätserweiterungen im Straßennetz keineswegs als gesichert gelten.
— Zweitens begünstigen die Liberalisierung der Rahmenbedingungen der Transportmärkte und die
Strukturwandlungen des Ladungsaufkommens — in Richtung auf höhere Anteile der vornehm-
lich mit Lastkraftwagen transportierten "Lkw-affinen" Halb- und Fertigwaren auf Kosten von
Massengütern — auch künftig den Straßenverkehr zu Lasten des Eisenbahn- (und Binnen-
schiffs)transports. Die zu erwartenden Strukturwandlungen zeigen sich insbesondere in einer
überdurchschnittlich raschen Zunahme der Beförderung von Nahrungsmitteln sowie Investi-
tions- und Verbrauchsgütern, an deren Transport Lastkraftwagen überdurchschnittlich partizi-
pieren.
Daher ist zu vermuten, daß der Anteil der Bahn, bezogen auf Gesamtdeutschland, künftig um mehr
als nur fünf Prozentpunkte gegenüber 1988 absinken wird. Bei kaum verändertem Marktanteil der
Binnenschiffahrt (gut 20 vH) muß demnach damit gerechnet werden, daß der Straßengüterverkehr be-
deutend stärker beteiligt sein und demzufolge noch wesentlich rascher expandieren wird als im Bun-
desverkehrswegeplan angenommen.
Sowohl für den Güter- als auch für den Personenverkehr lassen sich allerdings auch Argumente an-
führen, denen zufolge die erwarteten starken Steigerungen ihrerseits Gegenkräfte auslösen, die wie-
derum bei einigen oder bei allen Verkehrsträgern nachfragedämpfend wirken. So dürften insbesondere
aus der Wahl des Ausgangsjahres 1988 für diese dem Bundesverkehrswegeplan zugrundeliegenden
Prognosen [Internationales Verkehrswesen, 1992a].
Sie wurde vor allem aus einer erwarteten Belastung des Straßentransports mit um 30 vH höheren
Kraftstoffkosten sowie einer fünfprozentigen Verlängerung der durchschnittlichen Fahrzeiten bei
Beförderungen über mehr als 400 km abgeleitet. Außerdem wurden ein "konsequenter Ausbau" der
Schienen- und Binnenschiffahrtswege sowie "Einschränkungen des Pkw-Verkehrs in Ballungs-
räumen" angenommen. Sollten die unterstellten Dämpfungseffekte nicht eintreffen, könnte die
oben diskutierte Verlangsamung der Verkehrsexpansion ganz oder teilweise kompensiert werden
[vgl. zu den Prognoseannahmen Krause, 1992a, S. 746].auf den Straßen die Transport- bzw. Reisekosten, einschließlich der Opportunitätskosten der im Stau
verbrachten Zeit, mit steigender Verkehrsdichte für die Wegenutzer spürbar zunehmen. Es spricht ei-
niges für die Annahme, daß sich die Wegenutzer den verschlechterten Verkehrsbedingungen nach
Möglichkeit anpassen werden. Daher ist es nicht unwahrscheinlich, daß die erwartete rasche Zunahme
der Transportleistungen durch Anpassungsstrategien von Unternehmen und privaten Kraftfahrzeughal-
tern verlangsamt wird.
Je nach Verfügbarkeit und Wettbewerbssituation von Verkehrsmitteln und -wegen sowie nach den
institutionellen Rahmenbedingungen könnten beispielsweise Unternehmensstrategien von Verladern
im Sinne einer Revision des "just-in-time"-Konzepts verändert werden. Dieses Konzept ist bislang
häufig irrtümlich als "schnellstmögliche Beförderung" anstelle "termingenauer Anlieferung" verstan-
den worden. Seine entsprechende Uminterpretation könnte zwar keine Reduzierung der Transportlei-
stungen, wohl aber Änderungen der Verkehrsteilung zu Lasten des Straßenverkehrs bewirken.
5 Dem-
gegenüber könnte bei revidierten Beschaffungs- und Ansiedlungsstrategien der Industrieunternehmen
Verkehr überhaupt vermieden werden, weil zwischenbetrieblicher durch innerbetrieblichen Transport
ersetzt würde. Die intra-industrielle Arbeitsteilung, die sich unter anderem in Form von
"outsourcing"- und "transplanting"-Unternehmensstrategien manifestiert und zusätzliche Güterbewe-
gungen zwischen unabhängigen Firmen oder Betrieben nach sich zieht, wurde auch durch niedrige
Transportpreise ermöglicht. Auf lange Sicht kann eine Anpassung an steigende Transportpreise die
Standort- und wohl auch Siedlungsstrukturen verändern.
Auch ein Ersatz von Landverkehr durch Küstenschiffstransporte soll gegen die zunehmende Infra-
strukturbelastung helfen. Er dürfte freilich nur für den Langstreckenverkehr in Frage kommen, insbe-
sondere für den derzeit durch Deutschland laufenden Transitverkehr (z.B. zwischen Nordeuropa und
den Mittelmeerländern). Im innerdeutschen Verkehr erscheinen Transportverlagerungen auf Küsten-
schiffe nur innerhalb eines schmalen Küstensaums wirtschaftlich möglich. Sie werden auch dadurch
begrenzt, daß die Verlader von Industriegütern meist auf die rasche Beförderung kleiner Mengen —
weit unterhalb der Ladefähigkeit von Küstenschiffen — besonderen Wert legen.
Berücksichtigt man diese Einwendungen und Ergänzungen, so spricht eine Reihe von Anhaltspunk-
ten dafür, daß die Vekehrsteilung künftig noch stärker vom Straßenverkehr bestimmt sein wird als in
dem Szenario, das dem Bundesverkehrswegeplan zugrundegelegt wurde. Der Anteil dürfte demnach
zwischen den Werten der Szenarien H und F — d.h. zwischen 43 und 47 vH — liegen. Was das ge-
samte Verkehrsaufkommen betrifft, so ist ein starker Anstieg als gesichert anzusehen. Allerdings wer-
den die Effekte des verlangsamten gesamtwirtschaftlichen Wachstums vor allem in Ostdeutschland
und in Osteuropa die Zunahme dämpfen. Es ist wahrscheinlich, daß auch die Schätzung des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung aus dem Jahre 1992 [DIW, 1992, S. 497], die auf der glei-
chen Grundlage wie die Prognosen des Bundesverkehrswegeplans basiert und zu einer um etwa 10 vH
geringeren Gesamtleistung von 495 Mrd. tkm gelangt, im Jahre 2010 nicht erreicht wird. Infolge der
verzögerten Verkehrsexpansion wird auch die Belastung der Infrastruktur weniger dramatisch zuneh-
men und ein Anpassungsspielraum für den Ausbau der Wegenetze geschaffen.
5 Das "just-in-time"-Prinzip darf nicht mit der Schaffung zusätzlichen Verkehrsaufkommens gleich-
gesetzt werden. Es geht zunächst um eine genauere zeitliche Abstimmung zwischen Transport und
Anlieferung einerseits und Einsatz in der Produktion andererseits. Da diese eher durch den Lkw
gewährleistet wird als durch die Eisenbahn, verursacht die Einführung des Verfahrens allerdings
eine Verschiebung der Verkehrsteilung in Richtung Straßenverkehr, so daß der Straßenverkehr tat-
sächlich beschleunigt zunimmt.3. Ausbau der Infrastruktur
Auf längere Sicht werden weitreichende Infrastrukturanpassungen erforderlich sein, wenn eine be-
trächtliche Vermehrung von Engpässen — mit der Folge regionaler oder genereller Hemmnisse für
das wirtschaftliche Wachstum — vermieden werden soll. Staus würden sich gegebenenfalls haupt-
sächlich im Straßenverkehr auswirken, selbst wenn die Eisenbahnen nach umfangreicher Modernisie-
rung Marktanteile zurückgewinnen sollten und die Substitution von Land- durch Seeverkehr in gewis-
sem Umfang möglich ist. Die Infrastrukturpolitik steht somit vor großen Herausforderungen, die vor
allem durch die Notwendigkeit gekennzeichnet sind, den Investitionsrückstand in den neuen Bundes-
ländern aufzuholen.
Das Ausmaß, in dem die Verkehrsinfrastruktur an die steigende Transportnachfrage angepaßt wer-
den kann, wird bestimmt von
— den Rahmenbedingungen für den Bau und Betrieb von Verkehrsnetzen,
— Lösungen für die Abgeltung von Verkehrswegekosten sowie für die Internalisierung externer
Kosten und Nutzen,
— der politischen Einstellung zu den verschiedenen Verkehrsmitteln und zur Mobilität im allge-
meinen.
Die Bundesregierung hat ihre verkehrspolitischen Ziele im März 1992 ausführlich dargelegt
[Bulletin, 1992]. Danach strebt sie allgemein marktwirtschaftliche Problemlösungen an. Das "zentrale
Ziel der Verkehrspolitik in der Bundesrepublik, die Mobilität von Menschen und Gütern umweltge-
recht zu sichern", will sie mit einem "integrierten Gesamtverkehrskonzept" erreichen, das heißt
— die Verkehrsteilung bei zunehmendem Gesamttransportvolumen zugunsten der umweltfreundli-
cheren Verkehrsträger wie Eisenbahn, Binnen- und Küstenschiffahrt verändern,
— die vorhandene Infrastruktur durch Verbund und Vernetzung der Verkehrsträger besser nutzen
und
— die Infrastruktur "zügiger und umweltgerechter" ausbauen.
Die Durchlaßkapazität des Verkehrsnetzes soll außer durch Wegeneu- und -ausbau auch mit Hilfe
intelligenter technischer Leitsysteme erweitert werden. Davon wird eine beträchtliche Steigerung des
störungsfrei zu transportierenden Ladungsvolumens erwartet [Deutsche Bank, 1990, S. 49 ff.;
Ellwanger, 1991]. Das gilt nicht nur für die Straßen-, sondern auch für die Schienenwege. Mit Vor-
rang wird ferner am System des Kombinierten Ladungsverkehrs (KLV) gearbeitet, d.h. am Transport
von Lastkraftwagen per Bahn über große Entfernungen, um die Straßen zu entlasten; technische Lö-
sungen sind als Huckepack-, Trailer- und solche Systeme verfügbar, die sowohl für den Straßen- als
auch für den Schienenverkehr geeignet sind (bimodale oder "road-railer"-Systeme).
Der Hauptvorteil des KLV wird darin gesehen, daß der Langstreckenanteil am Gesamtweg gebün-
delt auf der Schiene abgewickelt werden kann, ohne daß der Vorteil verlorengeht, den Lastkraftwagen
in der Flächenbedienung bieten. Das Beförderungsvolumen ist bisher kräftig gestiegen; die finanziel-
len Ergebnisse waren jedoch unbefriedigend, so daß der KLV spezielle Zuschüsse des Bundes in Hö-
he von jährlich etwa 600 Mill. DM — mit steigender Tendenz — erforderte. Das System des KLV
weist noch erhebliche Engpässe auf, so insbesondere bei den Umschlagterminals. Hier wie auch bei
der bisher nur über DB-Tochtergesellschaften (Transfracht) erfolgenden Vermarktung des KLV-Ange-
bots wäre größere Flexibilität — auch hinsichtlich privater Aktivitäten — wünschenswert.
Kapazitätserweiternde, insbesondere auch straßenentlastende Wirkungen werden ferner von der im
Rahmen des verkehrspolitischen Programms der Bundesregierung geplanten Eisenbahnreform erwar-
tet, die allerdings vorwiegend organisatorische Veränderungen beabsichtigt. Nach schwedischem
Vorbild sollen, auch im Hinblick auf die Vorhaben der Europäischen Gemeinschaft, Fahrweg und Be-trieb der Bahn voneinander getrennt werden, damit der Schienenweg künftig bessere Wettbewerbsvor-
aussetzungen hat und mehr Verkehr als bislang auf sich ziehen kann. Dieses Ziel könnte noch eher er-
reicht werden, wenn das Bahnnetz zusätzlich in Fernverbindungen und Regionalstrecken aufgeteilt
würde.
6 Die Kosten der in andere Rechtsformen und auf andere Träger zu überführenden Regional-
bahnen könnten unter anderem bei verringertem Sicherheitsaufwand gesenkt werden. Auch sind von
regional tätigen Eisenbahnunternehmen ein größeres Interesse an der Aufrechterhaltung des Verkehrs
auf bestimmten Strecken und eine stärkere Aktivität bei der Ladungsakquisition zu erwarten. Um wei-
tere Leistungsreserven der Bahn (auch auf den Fernstrecken) zu erschließen, dürfte es — über die bis-
lang bekannten Pläne der Bundesregierung hinaus — erstrebenswert sein, die Schienenwege für den
Wettbewerb unabhängig handelnder Dritter zu öffnen [vgl. zur Privatisierungsproblematik Hamm,
1992].
Zweifellos wird aber trotz solcher Möglichkeiten, die Kapazitäten der vorhandenen Verkehrswege
zu erhöhen, auch ein Infrastrukturausbau erforderlich sein, wenn künftig Engpässe vermieden werden
sollen, die das Wirtschaftswachstum und insbesondere den Aufbau in den neuen Bundesländern zu be-
hindern drohen. Die zwar bereits für 1990 vorgesehene, aber zwecks Einbeziehung der Bedürfnisse
Ostdeutschlands und des Ost-West-Verkehrs erst 1992 realisierte Fortschreibung des Bundesverkehrs-
wegeplans berücksichtigt dies.
7 Darüber hinaus wurde bereits 1991 das Programm Deutsche Einheit
mit 17 vordringlichen Infrastrukturprojekten, darunter mehreren Autobahnstrecken, verabschiedet (Ta-
belle 4). Umfaßt allein dieses Programm ein Finanzvolumen von etwa 57 Mrd. DM, so sieht der Bun-
desverkehrswegeplan bis zum Jahre 2010 insgesamt Investitionen von 493 Mrd. DM (davon
414 Mrd. DM Bauinvestitionen; Tabelle 5) vor. Davon sind etwa zwei Fünftel für die neuen Bundes-
länder bestimmt. Das Streben der Bundesregierung nach einer Änderung der Verkehrsteilung zeigt
sich darin, daß von den Aufwendungen des Programms Deutsche Einheit gut die Hälfte für die Ver-
besserung der Schienenwege bestimmt ist, während 41 bzw. 7 vH auf Straßen bzw. Wasserstraßen
entfallen.
8
Neue Infrastrukturprojekte lassen sich allerdings vor allem in den alten Bundesländern immer
schwieriger durchführen. Dies ist weniger durch Knappheit öffentlicher Mittel bedingt als vielmehr
durch zunehmende Besorgnisse über verkehrsbedingte Umweltschäden und eine grundsätzliche Ab-
lehnung des Straßen- und Individualverkehrs. Das Planungsrecht ist kompliziert und zeitaufwendig;
langwierige juristische Auseinandersetzungen (Dauer bis zehn Jahre oder mehr) sind die Regel gewor-
den.
Die "Verkehrsprojekte Deutsche Einheit" und die anschließend zu realisierenden "Neuen Vorha-
ben" des Bundesverkehrswegeplans 1992 sehen überwiegend, und im Unterschied zum Überhang aus
dem vorhergegangenen Plan, lediglich die Erweiterung vorhandener Verkehrswege um zusätzliche
Fahrstreifen vor. Dafür dürften die großen Schwierigkeiten, im Gebiet der alten Bundesländer ange-
sichts der Dichte des bereits vorhandenen Netzes und der verbreiteten politischen Widerstände noch
neue Autobahnbauten durchzusetzen, ausschlaggebend gewesen sein. Vor allem in den neuen Bundes-
Beispiele für eine solche Trennung sind seit langem die Osthannoversche Eisenbahnen AG sowie
die 1981 gegründete Eisenbahnen und Verkehrsbetriebe Elbe-Weser GmbH, die aus der Bremer-
vörde-Osterhqlzer Eisenbahn GmbH hervorging und zunächst vier DB-Strecken übernehmen wird.
Bislang hat die Bundesregierung allerdings lediglich die Regionalisierung des Schienenpersonen-
nahverkehrs beschlossen [Deutsche Verkehrs-Zeitung, b; Thimm, 1993].
Der Plan wurde am 15. Juli 1992 vom Bundeskabinett verabschiedet und am 29. Oktober 1992 im
Deutschen Bundestag eingebracht [Der Bundesminister für Verkehr, 1992; Deutsche Verkehrs-
Zeitung, c].
Bezogen auf das gesamte Bauinvestitionsvolumen von 414 Mrd. DM sind die entsprechenden An-
teile 39,5, 38,8 bzw. 5,7 vH. Auf die alten bzw. neuen Bundesländer entfallen 61 bzw. 39 vH der
Gesamtsumme. Dazu kommen Aufwendungen im Bereich des Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setzes, während solche für die Luftfahrt ab 1993 durch Privatisierung der Flugsicherung fortfallen
sollen [Bundesminister für Verkehr, 1992, S. 29, S. 31].10





















Lübeck/Hagenow Land - Rostock - Stralsund
Hamburg — Buchen — Berlin
Uelzen - Salzwedel - Stendal
Hannover - Stendal - Berlin
Helmstedt - Magdeburg - Berlin
Eichenberg - Halle
Bebra - Erfurt
Nürnberg - Erfurt - Halle/Leipzig - Berlin
Leipzig - Dresden
Straße
A 20 Lübeck - Bundesgrenze Deutschland/Polen
A 2/A 10 Hannover - Berlin und Berliner Ring bis
Schwanebeck/Abzweig Prenzlau
A 9 Berlin - Nürnberg
A 82 Göttingen - Halle (Anschluß A 14 und A 9)
A 14 Halle - Magdeburg
A 44/A 14 Kassel - Wommen und Bad Hersfeld - Görlitz
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Quelle: Der Bundesminister für Verkehr [1992, S. 29]; eigene Berechnungen.11
ländern soll den Widerständen überdies mit Hilfe des Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetzes
[Bundesgesetzblatt, 1991] begegnet werden, das die Planungszeiten drastisch verkürzen soll.
9
Im Sinne des integrierten Gesamtverkehrskonzepts ist es darüber hinaus dringend geboten, die ex-
ternen Kosten des Verkehrs zu internalisieren und gegebenenfalls Preise für knappen Straßenraum ein-
zuführen. Solche Maßnahmen können entscheidend dazu beitragen, den Verkehr möglichst umweltge-
recht und flüssig abzuwickeln. Vorerst besteht jedoch noch eine zunehmende Diskrepanz zwischen
dem Trend zur Liberalisierung der deutschen (und sonstigen europäischen) Verkehrsmärkte und der
noch weitgehend ungelösten Aufgabe, dem Produzenten einer Verkehrsleistung sämtliche von ihm
verursachten Kosten (insbesondere auch externe Kosten wie Umweltschäden des Straßenverkehrs)
anzulasten (Internalisierung). Sie ähnelt der seit langem bestehenden Diskrepanz zwischen Liberalisie-
rung der Märkte und Harmonisierung der administrativen Rahmenbedingungen auf EG-Ebene.
4. Neue Instrumente: Privater Straßenbau, Benutzungsgebühren und
Umweltabgaben
Im vergangenen Jahr hat die Bundesregierung ihre früher ablehnende Position zu bestimmten ver-
kehrspolitischen Mitteln teilweise deutlich verändert [Bulletin, 1992]. Dies gilt insbesondere für
— eine private Finanzierung des Verkehrswegebaus,
— eine Einführung von Straßenbenutzungsgebühren,
— eine Erhebung spezieller Abgaben zur Abgeltung von Umweltschäden.
Mit privater Finanzierung sollen die Mittel für den Verkehrswegebau leichter als bisher eingewor-
ben, die staatliche Neu verschul düng aber dennoch in Grenzen gehalten werden. Probeweise sollen
fünf Verkehrsprojekte durch Privatunternehmen gebaut und finanziert werden,
1
0 die dafür während
eines festgelegten Nutzungszeitraums ein Entgelt aus dem Staatshaushalt erhalten (sogenanntes Kon-
zessionsmodell); die Verkehrsteilnehmer können die Wege unentgeltlich benutzen. Eine wesentliche
Ausweitung der Privatfinanzierung über die Pilotprojekte hinaus kann aber nach Angaben der Bundes-
regierung wegen der starken Haushaltsbelastung durch die Nutzungsentgelte "nur in Erwägung gezo-
gen werden, wenn gleichzeitig zusätzliche Finanzierungsformen (z.B. Gebühren) erschlossen werden"
[Der Bundesminister für Verkehr, 1992, S. 30].
Straßenbenutzungsgebühren, die als Entgelt für Ressourcenverbrauch und Anreiz zu rationellerem
Einsatz knapper Kapazitäten zu einer Effizienzsteigerung im Verkehrswesen beitragen könnten, sollen
nach Verabschiedung einer entsprechenden EG-Richtlinie spätestens ab 1994 in Deutschland erhoben
werden [Deutsche Verkehrs-Zeitung, d; e]. Bekanntlich war bereits 1990 versucht worden, eine Stra-
ßenbenutzungsgebühr für Lastkraftwagen einzuführen, um ausländische Fahrzeuge an der Finanzie-
rung des deutschen Straßennetzes zu beteiligen. Dies wurde jedoch vom Europäischen Gerichtshof
wegen Verstoßes gegen das Diskriminierungsverbot des EWG-Vertrags untersagt. Die nunmehr ge-
plante Abgabe soll zunächst von — deutschen und ausländischen — Lastkraftwagen erhoben werden,
die deutsche Straßen, allerdings vermutlich nur Autobahnen, benutzen wollen. Eine entsprechende
9 Die Ausführung der "Verkehrsprojekte Deutsche Einheit" soll zum Teil durch jeweils besondere
Investitionsmaßnahmegesetze zusätzlich beschleunigt werden, mit denen sie der oft sehr zeitrau-
benden verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung entzogen wird [Krause, 1991b; Die Welt, 1992a].
1
0 Es handelt sich um die Ortsumgehungen Freiburg-Ost und Farchant, die vierte Elbtunnelröhre in
Hamburg, die A 60 zwischen Bitburg und Wittlich und die A 8 zwischen Perl und Merzig mit ei-
nem Gesamtvolumen von 1,5 Mrd. DM [Dattelzweig, 1992].12
Gebühr für Pkw ist für einen späteren Zeitpunkt — 1995 oder 1996 — vorgesehen. Die EG:Kommis-
sion hat ähnliche Pläne vorgelegt [Die Welt, 1992b; Wirtschaftswoche, 1992].
Eine weitere neue Abgabe soll verkehrsbedingte Umweltschäden abgelten. Sie soll auf Emissionen
des Straßenverkehrs, zunächst auf Kohlendioxid, erhoben werden, da dieses Gas für den
"Treibhauseffekt" verantwortlich gemacht wird. Ursprünglichen Regierungsplänen zufolge sollten die
Kohlendioxidemissionen insgesamt bis zum Jahre 2005 um 25 bis 30 vH, bezogen auf 1987, verrin-
gert werden; der Verkehr sollte hierzu seinen "angemessenen Beitrag" leisten [Bulletin, 1992,
S. 286].
n Das Problem der Stickoxide, der zweiten wesentlichen Schadstoffquelle im Verkehr, ist
bislang noch nicht in ähnlicher Weise angegangen worden. Die Bundesregierung beabsichtigt, den
Güterverkehr ebenso wie den Personenverkehr auf der Straße der neuen Umweltabgabe zu unterwer-
fen. Als Vorläufer der Umweltabgaben können die steuerlichen Entlastungen für Katalysatorfahrzeuge
angesehen werden, da sie ebenfalls Umweltschutzzwecken dienen.
5. Neue Abgaben: Anforderungen und finanzielle Aspekte
Nachdem Straßenbenutzungsgebühren und Umweltabgaben grundsätzlich beschlossen sind, stehen
nunmehr technische Aspekte ihrer Einführung im Vordergrund, das heißt Fragen wie
— die Auswahl der einer Gebührenpflicht zu unterwerfenden Straßen,
— die Art und Höhe der einzuführenden Abgaben, insbesondere unter Berücksichtigung interna-
tionaler Aspekte des Verkehrs.
Zu beachten sind ferner Wechselbeziehungen zwischen finanziellen und allokativen Funktionen der
neuen Abgaben. Die Auswahl einer geeigneten Abgabenform wird entscheidend durch die Kosten der
Erhebung mitbestimmt.
Weitgehend ungeklärt ist derzeit noch, welche Kosten künftig durch Straßenbenutzungsgebühren
abgedeckt und wie sie bewertet werden sollen. Hier eine Lösung zu finden dürfte um so schwieriger
sein, als noch nicht einmal Einigkeit darüber besteht, ob die bisherige Kraftfahrzeug- und Mineralöl-
besteuerung zur Wegekostendeckung, zu Nettozahlungen aus dem allgemeinen Staatshaushalt oder zu
einem Überschuß der Einnahmen über die Wegekosten geführt hat. Der Bundesverband des deutschen
Güterfernverkehrs (BDF) hat wiederholt argumentiert,
1
2 der Straßenverkehr habe von 1960 bis 1990
etwa 250 Mrd. DM mehr an Steuern gezahlt, als dem Staat an Wegebau- und -Unterhaltungskosten
entstanden seien. "Kosten" werden dabei allerdings als reine laufende Ausgaben für die Infrastruktur
verstanden; sie enthalten keine Zins- und Tilgungszahlungen bzw. Abschreibungen, wie es vom
ökonomischen Standpunkt her geboten wäre.
1
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Eine zusätzliche Komplikation ergibt sich daraus, daß neuerdings verstärkt argumentiert wird, posi-
tive externe Effekte des Straßengüterverkehrs rechtfertigten eine Übernahme eines Teils der Kosten
durch den Staatshaushalt [Engel, 1992, S. 281 f.]. Dabei ist aber zu bedenken, ob solche Nutzen nicht
bereits in den Transportpreisen von den Begünstigten abgegolten werden bzw. aus welchen Gründen
1
1 Im neuen Bundesverkehrswege plan wird dagegen die angestrebte Verringerung der Kohlendioxid-
emissionen nicht mehr zahlenmäßig ausgedrückt [Der Bundesminister für Verkehr, 1992, S. 10].
1
2 BDF [1992, S. 23]. — Zu anderen Ergebnissen kommen Enderlein und Kunert [1990, S. 40,
S. 85].
1
3 Diese Kritik richtet sich auch gegen die von der EG-Kommission vertretene Wegekostendefinition,
die ebenfalls lediglich ausgabenorientiert ist und kalkulatorische Zinsen nicht berücksichtigt [Inter-
nationales Verkehrswesen, 1992b].13




Auch bei der beabsichtigten Einführung einer Umweltabgabe stellen die Ermittlung und Bewertung
verkehrsbedingter Umweltschäden sowie deren Zurechnung zu den einzelnen Verursachern (Fahrzeu-
gen) noch beträchtliche Hindernisse dar; sie ziehen vermutlich hohe Kosten der Berechnung und Erhe-
bung der Abgabe nach sich.
1
5 Erschwert wird diese Aufgabe dadurch, daß Umweltschäden — anders
als Wegekosten — auch außerhalb des Landes anfallen können, auf dessen Territorium die Verkehrs-
leistung erstellt wird. Als Ersatz für Umweltabgaben ist vorgeschlagen worden, die Kraftfahrzeugsteu-
er nach der Umweltverträglichkeit von Fahrzeugen zu staffeln. Mit Rücksicht auf diese grundlegenden
Probleme hat die Bundesregierung noch keinen Zeitplan für die Einführung von Umweltabgaben be-
kanntgegeben.
Im Hinblick auf die von der Bundesregierung genannten Ziele des integrierten Gesamtverkehrskon-
zepts sollte eine Abgabe im allgemeinen folgende Anforderungen erfüllen:
— keine im Sinne der Zielsetzung unerwünschten Nebenwirkungen,
— geringe Transaktionskosten,
— enge Beziehung zur Fahrleistung (bei Straßenbenutzungsgebühren) bzw. zu Ausmaß und Art
der verursachten Umweltschäden,
— Zahlungsverpflichtung für Umweltschäden wo immer möglich nach dem Verursacherprinzip
(und nicht etwa Zahlungen potentiell Geschädigter für Unterlassung).
1
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Unerwünschte Nebenwirkungen können sich beispielsweise ergeben, wenn lediglich Teile des We-
genetzes gebührenpflichtig sind und die Verkehrsteilnehmer auf andere Wege ausweichen können, um
nicht zahlen zu müssen. Dies ist gerade in Deutschland besonders leicht möglich, da in der Regel gute
Bundesstraßen als Substitut für Autobahnen verfügbar sind. Zwar könnte man daran denken,
(mindestens) die Bundesstraßen in die Abgabepflicht einzubeziehen, doch kann dies an zu hohen Ko-
sten der Gebührenerhebung scheitern. Eine Gebühr kann vermutlich nur im relativ begrenzten Auto-
bahnnetz erhoben werden. Technischer Fortschritt könnte allerdings bessere Gebühreneinzugssysteme
verfügbar machen, so daß sich das Problem auf längere Sicht entschärfen könnte.
1
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In allokationstheoretischer Sicht ist es unerläßlich, die tatsächlich befahrenen Mautstraßenabschnit-
te korrekt zu ermitteln. In der bisherigen Diskussion über die einzuführenden Straßenbenutzungsge-
bühren steht jedoch eine Pauschalabgabe im Vordergrund. Nach dem Erwerb einer Vignette gegen
eine einmalige Zahlung sollen alle Autobahnstrecken ohne Einschränkung oder weitere Maut benutzt
1
4 Der Nachweis positiver Effekte ist problematisch; was die Ansicht von Willeke [1992, S. 560] be-
trifft, man könne "im Umkehrschluß" auf ihre Existenz schließen, weil die vom Verkehr Geschä-
digten in einem gewissen Maße bereit seien, diese Nachteile sozusagen als "Entgelt" für externe
Vorteile hinzunehmen, muß die Frage erlaubt sein, ob es sich hier nicht auch um schlichte Resig-
nation handeln könnte, da im Einzelfall eine Möglichkeit zum Gegensteuern überhaupt nicht mehr
gesehen wird. Es fragt sich auch, ob hier nicht eine neue Art von "Besonderheiten des Verkehrs"
angenommen wird.
1
5 Für einen Überblick über mögliche Lösungsansätze vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundes-
minister für Verkehr [1992b].
1
6 Unter Effizienzaspekten besteht zwar zwischen den beiden genannten Varianten kein Unterschied,
wohl aber unter Verteilungsgesichtspunkten; das Verursacherprinzip ist im zweiten Fall offen-
sichtlich durchbrochen.
1
7 Technische Systeme zur Gebührenerhebung (electronic road pricing), die den Bareinzug an Maut-
stellen überflüssig machen sollen, werden derzeit erarbeitet, ihre Hauptprobleme sind (1) die sehr
große Zahl von Gebührenschuldnern, (2) die Kontrolle der jeweils auf gebührenpflichtigen Straßen
zurückgelegten Entfernungen, (3) die Erhebungskosten, und zwar sowohl für die laufende Regi-
strierung und Berechnung als auch für die benötigten Installationen, und (4) Datenschutzprobleme
im Hinblick auf die leichte Kontrollierbarkeit individueller Fahrzeugbewegungen [Weise, 1992].14
werden können. Die Einführung der auch von der EG-Kommission bevorzugten Vignette wurde in-
zwischen von der Bundesregierung für einen noch festzulegenden Termin nach der — bislang aller-
dings noch nicht zustande gekommenen — Verabschiedung der EG-Richtlinien angekündigt.
1
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Der Hauptvorteil der Vignettenlösung sind die niedrigen Erhebungskosten. Dem steht gegenüber,
daß nicht feststellbar ist, in welchem Umfang Inhaber einer Vignette die mautpflichtigen Straßen be-
fahren haben. Da eine unmittelbare Beziehung zwischen Gebührenschuld und tatsächlicher Straßenbe-
nutzung fehlt, würde eine Abgabe in Vignettenform aber offensichtlich nicht die ökonomischen Effi-
zienzbedingungen erfüllen, denen zufolge
— für die Wegekosten in Abhängigkeit von der Wegenutzung gezahlt und
— die Nachfrage nach Straßennutzung möglichst durch einen Preis auf das verfügbare bzw. er-
stellbare Angebot beschränkt werden sollte. ,
Wer nicht von vornherein auf die Autobahnbenutzung verzichten kann oder will, dürfte versuchen,
die einmal bezahlte Vignette maximal auszunutzen, indem er die Autobahnen möglichst häufig be-
nutzt (wobei offen bleiben mag, ob dies Mehrverkehr oder Verlagerung von anderen Straßen auf die
Autobahnen bedeutet). Eine Pauschale für einen relativ langen Zeitraum (z.B. ein Jahr) könnte daher
zu einer unerwünschten Steigerung der Verkehrsdichte auf den Autobahnen führen. Die von der Bun-
desregierung geplante Abgabe von Vignetten für kürzere Zeiträume wird diese Gefahr zwar abschwä-
chen, aber voraussichtlich zu höheren Kontrollkosten führen, da differenzierte Informationen über die
Geltungsdauer der Vignetten zu überwachen sein werden.
Im Hinblick auf diese Unzulänglichkeiten der Vignette erhebt sich die Frage nach einer geeigneten
Form, in der künftig die Abgaben erhoben werden sollten, damit sie die postulierten Effizienz- und
Allokationsziele erfüllen können. Für die Deckung der Wegekosten stehen grundsätzlich folgende Al-
ternativen zur Verfügung:
— Wie bisher kommt als ein Modell die Kombination einer fixen und einer fahrleistungsabhängi-
gen Abgabe in Betracht,
— alternativ könnte eine einzige Gebühr (Preis) erhoben werden, die grundsätzlich ähnlich wie die
Mineralölsteuer nach Fahrleistungskriterien zu bemessen wäre.
Bei der Erhebung von Umweltabgaben könnten mehrere Komponenten in Betracht kommen, wenn
mehrere Schadstoffe berücksichtigt werden müssen.
Das "Zwei-Kanal"-System des Status quo, das sich aus einer fixen und einer variablen Abgabe
(Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer) zusammensetzt, ist aus ökonomischer Sicht nicht empfehlens-
wert; es kann die angestrebten Ziele nur unvollkommen erreichen und stellt eine Abweichung vom
üblichen Preisbildungsprinzip dar. Es ist historisch überkommen und aus fiskalischen Zwecken ent-
standen; allokationspolitische Ziele spielten keine Rolle. So gibt es weder einen Zusammenhang zwi-
schen den Kosten der Wege und der Höhe der Abgaben noch eine konsequente Ausrichtung am Ver-
ursacherprinzip, da ausländische Nutzer keine inländische Kfz-Steuer entrichten und lediglich eine
globale Kostendeckung erreicht werden kann.
1
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Mit Rücksicht auf diese Mängel, die das bisherige System in bezug auf die Realisierung allokativer
Ziele aufweist, spricht vieles dafür, die Kraftfahrzeug- und die Mineralölsteuer durch das alternative
"Ein-Kanal"-System mit einer direkt fahrleistungsabhängigen Abgabe (Preis) zu ersetzen. Ein solches
1
8 Frankfurter Allgemeine Zeitung [1992]. — Auch der Bundesverband des Deutschen Güterfernver-
kehrs hat sich inzwischen für eine Autobahngebühr als "gerechteste Lösung" ausgesprochen, dabei
allerdings gefordert, sie "belastungsneutral" für deutsche Lkw-Halter mit einer Reform des Kfz-
Steuersystems zu verbinden [Deutsche Verkehrs-Zeitung, f].
1
9 Die Aufteilung in eine fixe und eine variable Abgabenkomponente könnte ökonomisch allenfalls
dann begründet werden, wenn Verkehrswegeleistungen zu fallenden Grenzkosten erstellt werden.15
System müßte allerdings —wie grundsätzlich auch jedes andere System — zusätzliche räumlich, zeit-
lich und sachlich differenzierende Elemente enthalten, um unterschiedlichen Wegekosten und -ausla-
stungen Rechnung tragen zu können.
2
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Solche spezifischen Bedingungen sind insbesondere
— unterschiedliche Straßenbaukosten (z.B. Gebirgs- versus Flachlandstrecken; Grunderwerbsko-
sten innerhalb und außerhalb von Ballungsräumen),
— unterschiedliche Verkehrsdichte, d.h. differierende Opportunitätskosten der Straßennutzung,
und zwar sowohl in räumlicher als auch in zeitlicher Hinsicht (z.B. Verkehrsspitzen am Wo-
chenende und zur Urlaubszeit),
— unterschiedliche Straßenabnutzung durch die einzelnen Fahrzeugtypen (z.B. Pkw, leichte und
schwere Lkw, Busse).
Die Verwirklichung eines derartigen Systems ist bislang vor allem daran gescheitert, daß ein Bar-
einzug von Gebühren an Mautstationen nach dem Muster der italienischen Autobahnen zu hohe Ko-
sten verursachen würde. Wenn die Systeme zur elektronischen Gebührenerhebung — zu einem noch
nicht absehbaren Zeitpunkt
2
1 — so weit entwickelt sind, daß sie in großem Maßstab angewendet wer-
den können, sollten sie möglichst allgemein angewendet werden, da das "Ein-Kanal"-System am ehe-
sten geeignet ist, die Verkehrsteilnehmer mit den von ihnen jeweils tatsächlich verursachten Kosten
zu konfrontieren und so eine effiziente Straßennutzung zu gewährleisten. Um dem Effizienzziel ge-
recht zu werden, sind die Gebühren für alle Fahrzeugkategorien gleichzeitig einzuführen.
Bis zur Anwendungsreife eines umfassenden elektronischen Gebühreneinzugssystems bleibt es
wohl erforderlich, das bisherige System grundsätzlich beizubehalten. Der Anteil der Mineralölsteuer
sollte jedoch zu Lasten der Kraftfahrzeugsteuer vergrößert werden, da bei der Mineralölsteuer wenig-
stens ein indirekter Zusammenhang mit der Fahrleistung besteht; allerdings mangelt es an der eigent-
lich geforderten Differenzierung auch dann.
2
2
Wenn die Abgaben im Verkehrswesen künftig allokative Funktionen erfüllen sollen, sind auch die
Beziehungen des Verkehrssektors zu den öffentlichen Haushalten neu zu ordnen. Diese Abgaben flös-
sen bislang, mit Ausnahme der Zuweisungen im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setzes, in den allgemeinen Haushalt. Weder waren sie sämtlich bestimmten, mit der jeweils besteuer-
ten Verkehrsleistung zusammenhängenden Infrastrukturausgaben zugeordnet noch haben sie der In-
ternalisierung externer Kosten des Verkehrs gedient.
Künftig sollten die speziellen Verkehrsabgaben in besondere Haushalte (Sondervermögen) fließen,
aus denen die Ausgaben für die Infrastruktur der jeweils abgabepflichtigen Verkehrszweige zu bestrei-
ten wären. Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuern, die zur Übernahme allokativer Funktionen bei Stra-
ßenverkehr und Umweltschutz umgestaltet werden, müßten ebenso wie neu eingeführte Verkehrsab-
gaben einem zu schaffenden Sondervermögen "Straßen" zufließen. Die Verwaltung des Sonderver-
mögens wäre für Unterhaltung und Ausbau des Straßennetzes allein zuständig.
2
0 Beim "Zwei-Kanal"-System ließe sich eine fixe Gebühr in Form einer Vignette in geringer Höhe
damit rechtfertigen, daß ausländische Kraftfahrzeuge, die wegen der Freimengenregelung bei der
Einfuhr von Kraftstoff der Kostenanlastung in Form der Mineralölsteuer teilweise entgehen kön-
nen, bei einer allgemeinen Verpflichtung zum Erwerb einer Vignette ihre Wegekosten grundsätz-
lich decken müssen.
2
1 Derzeit werden elektronische Systeme vorwiegend für Aufgaben in Ballungsgebieten verwendet;
dagegen dürften die Kosten einer flächendeckenden Anwendung auf allen Straßen noch erheblich
zu hoch sein. Zu ihrem Einsatz in verschiedenen Ballungsräumen vgl. Keuchel [1992].
2
2 In diese Richtung zielt der Vorschlag der niederländischen Verkehrsministerin Maij-Weggen, die
fixen Kraftfahrzeugsteuern zugunsten höherer Kraftstoffbesteuerung zu reduzieren. [Deutsche Ver-
kehrs-Zeitung, g]. — Inzwischen hat sich Frau Maij-Weggen allerdings dafür ausgesprochen, bis
zum Jahr 2000 in allen EG-Mitgliedstaaten das "electronic road pricing einzuführen [ibid., h].16
Um das Sondervermögen möglichst zu einem sich selbst regulierenden System zu machen, müßte
es von politischen Einflüssen befreit und sein Finanzgebaren an feste Regeln gebunden werden. Aus-
gaben wären grundsätzlich nur zulässig
— für Betrieb und Unterhaltung des vorhandenen Straßennetzes unter Einschluß der Ausgaben für
die Verkehrssicherheit und -Überwachung (z.B. Verkehrspolizei, Signalanlagen),
— für Vergütungen an private Betreibergesellschaften, die nach dem Konzessionsmodell der Bun-
desregierung, d.h. ohne eigene Einnahmen, tätig werden,
— für Zinsen und Tilgung für die Investitionen des Sondervermögens in Aus- und Neubau des
Straßennetzes; in Anspruch genommene Kredite müßten zu banküblichen Konditionen finan-
ziert werden.
Da sich eine knappheitsorientierte Wegepreisbildung nicht nur an den Anlage- und Unterhaltsko-
sten der Straßen, sondern auch an den Opportunitätskosten der Straßennutzung orientiert, ergibt sich
ein Problem der zieladäquaten Einnahmeverwendung, weil die Einnahmen über die Deckung der An-
lage- und Unterhaltskosten hinausgehen (können). Die Einnahmen nehmen dann den Charakter einer
Knappheitsrente an, weil die Nachfrage das aktuelle Angebot an Straßenleistungen übersteigt. Eine
solche Rente ist ökonomisch ein Indikator für notwendige Kapazitätserweiterungen (hier für ergän-
zende Straßenbauten). Es geht somit um eine Verknüpfung zwischen aktueller Nachfrage und Investi-
tionspolitik, durch die Preissignale aufgenommen werden.
Probleme bei der Umsetzung solcher Signale könnten insbesondere infolge der langen Dauer der
Planungsverfahren für neue Straßenbauvorhaben auftreten. Auch wenn die ökonomisch gebotenen
Kapazitätserweiterungen bei Engpässen nicht immer rechtzeitig durchführbar sind — obwohl ihre Fi-
nanzierung möglich wäre —, käme es darauf an, daß die Einnahmen aus Knappheitsrenten nicht den
allgemeinen Haushaltszwecken zugeführt würden. Solche Gewinne sollten thesauriert werden, bis der




Für Umweltabgaben könnte analog ein Sonderfonds eingerichtet werden, dem Einnahmen zwecks
Verwendung zu Umweltschutzzwecken zufließen würden. So könnte nicht nur, wie in der politischen
Auseinandersetzung oft gefordert, umweltschädliches Verhalten bestraft, sondern auch zum Ausgleich
unvermeidbarer Umweltschädigungen beigetragen werden (z.B. Lärmschutzfenster, -wälle, Wieder-
aufforstungen). Bislang drängt sich allerdings der Eindruck auf, daß die wichtigste Zielsetzung von
Umweltabgaben die Erzielung zusätzlicher Einnahmen für allgemeine Budgetzwecke ist [in diesem
Sinne auch Hamann und Wacker, 1992].
6. Konfliktpotentiale der deutschen Verkehrspolitik: Eine kritische
Analyse
Der neue Ansatz der Bundesregierung zur Lösung der Verkehrsprobleme in Deutschland findet in der
Öffentlichkeit und der Fachwelt zwar grundsätzliche Zustimmung; doch ist die Anwendung der In-
2
3 Was die aktuellen Pläne der Bundesregierung betrifft, die durch verkehrsspezifische Abgaben auf-
gebrachten Mittel zur Sanierung der Bundesbahn zu verwenden, so könnten hiergegen wohlfahrts-
theoretisch begründete Einwände erhoben werden, weil es sich um eine nachträgliche Subven-
tionierung handeln würde. Allenfalls käme eine derartige Verwendung für Einnahmen aus Um-
weltabgaben in Betracht (oder sie könnte, solange es Umweltabgaben nicht gibt, damit gerechtfer-
tigt werden, daß der Straßenverkehr seine vollen Kosten unter Einschluß der Umweltschäden nicht
trägt).17
strumente — oder auch bereits die operationale Definition der Ziele — der neuen Politik stark um-
stritten. Deutliche Auffassungsunterschiede bestehen sowohl zwischen verschiedenen Teilen der deut-
schen Öffentlichkeit als auch zwischen dieser und der deutschen Verkehrswissenschaft.
Trotz der grundsätzlichen Entscheidung für Straßenbenutzungsgebühren und Umweltabgaben sind
sowohl die Höhe der abzudeckenden Kosten als auch die Methode ihrer Anlastung an die Verursacher
noch weitgehend ungeklärt. Ausgehend von zunehmender Ablehnung des Straßenverkehrs wird zu-
dem mehr und mehr gefordert, die Infrastrukturpolitik zu interventionistischen Zwecken einzusetzen,
vor allem um die Verkehrsteilung zugunsten der Schiene zu verändern.
2
4 Unübersehbar ist dabei die
Gefahr, daß die mit der Liberalisierung beabsichtigte Effizienzsteigerung konterkariert wird, weil der
früher mit der Regulierung verfolgte Schutz der Eisenbahn nunmehr über die Infrastrukturpolitik an-
gestrebt wird.
Die Verkehrswissenschaft in Deutschland hat sich im allgemeinen dafür ausgesprochen, im Rah-
men eines marktwirtschaftlich ausgerichteten Gesamtverkehrskonzepts Straßenbenutzungsgebühren
einzuführen und Umweltschäden durch den Preismechanismus zu internalisieren.
2
5 Die von den Ge-
bietskörperschaften aller Ebenen unternommenen Schritte, verkehrsbedingte Engpässe im Wegenetz
ebenso wie Umweltschäden des Transportsystems zu bekämpfen, sind jedoch von Ökonomen bislang
häufig als unzulänglich bezeichnet worden. Diese Kritik dürfte zwar im Hinblick auf die von der
Bundesregierung nunmehr angekündigten Schritte in dem Maße abflauen, wie es gelingt, das neue
Verkehrskonzept — das den wirtschaftswissenschaftlichen Forderungen im wesentlichen entspricht —
in die Wirklichkeit umzusetzen. Es verbleiben aber vorerst einige Kritikpunkte, insbesondere der
Vorwurf mangelnder Konsistenz der Verkehrs- und Infrastrukturpolitik.
Inkonsistenzen können mit Blick auf das "integrierte Gesamtverkehrskonzept" der Bundesregierung
vor allem in den folgenden beiden Problemkreisen gesehen werden:
— erstens Diskrepanzen zwischen den erklärten Zielen eines integrierten Systems und den vorge-
schlagenen oder faktisch angewendeten Instrumenten der Verkehrspolitik (Koordinations-
mängel),
— zweitens Widersprüche zwischen der Verkehrspolitik und anderen Politikbereichen wie der For-
schungs-, Sozial- und Verteilungspolitik (z.B. Schaffung künstlicher Wettbewerbsvorteile für
ausgewählte Verkehrsmittel).
Ein Beispiel für Inkonsistenzen der erstgenannten Art bietet die seitens der Bundesregierung wie-
derholt erklärte Absicht, die Rolle der Küstenschiffahrt in Europa nachhaltig zu stärken, um Engpässe
im Landverkehr zu beseitigen [Deutsche Küstenschiffahrt, 1991; Krause, 1992b].
2
6 Gleichzeitig
werden jedoch in einer europäischen Perspektive Autobahnen gebaut oder geplant, welche die Wettbe-
werbssituation des Straßenverkehrs weiter verbessern. Beispielsweise hätte eine Ausdehnung der
geplanten Autobahn A 20 (Lübeck - deutsch/polnische Grenze bei Stettin) von Lübeck in westlicher
Richtung über Elbe und Weser einen gravierenden Nachteil: sie würde dem Langstrecken-Transit-
2
4 Dies ist die zuletzt wieder auf einem außerordentlichen Parteitag der SPD im November 1992 er-
hobene Forderung nach einem Umsteuern in der Verkehrspolitik zugunsten der Bahn. Noch we-
sentlich eindeutiger befürworten die Grünen und Umweltverbände eine staatliche Lenkung, bei der
auch die Infrastrukturpolitik eine wichtige Rolle spielen soll. Vgl. dazu unter anderem Deutsche
Verkehrs-Zeitung [i], Kossak [1991] sowie Holzapfel [1992, S. 558] unter anderem aus städtebau-
licher und landschaftsplanerischer Sicht.
2
5 Vgl. in diesem Sinne unter anderem Ewers [1991, z.B. S. 56 ff.]; ferner Baum [1991], der sich
gegen einen Einsatz der Infrastrukturpolitik zur Steuerung des Verkehrsträgerwettbewerbs aus-
spricht.
2
6 Auch die EG-Kommission hat sich wiederholt für eine stärkere Beteiligung der Küstenschiffahrt
am innereuropäischen Gütertransport ausgesprochen; ihr derzeitiger Anteil beträgt etwa 35 vH
[Deutsche Verkehrs-Zeitung, j].18
verkehr zwischen den niederländischen Nordseehäfen und Skandinavien bzw. Osteuropa durch
Deutschland eine neue — wegen der Flußquerungen überdies noch sehr teure — Route parallel zu
vorhandenen Seeverkehrswegen über Nord- und Ostsee öffnen. Dies liefe offensichtlich dem erklärten
Ziel stärkerer Beteiligung der Küstenschiffahrt am Verkehrsaufkommen direkt zuwider.
Dies gilt in eher noch stärkerem Maße für die als "Baltische Magistrale" vorgeschlagene, allerdings
nicht primär von deutscher Seite zu realisierende ost-/nordostwärtige Verlängerung der Strecke von
Stettin nach St. Petersburg. Auf europäischer Ebene wird das Ziel einer erweiterten Rolle der Küsten-
schiffahrt in ähnlicher Weise durch das Konzept der "Transportkorridore" von Italien und Portugal
durch Mitteleuropa nach Nord- bzw. Osteuropa konterkariert. (Pläne der EG-Kommission zum Bau
neuer Hauptverkehrsadern für den Land-, insbesondere Straßenverkehr harmonieren ebenfalls nicht
mit dem Wunsch nach einer Verbesserung der Wettbewerbsposition der Küstenschiffahrt in Westeu-
ropa [vgl. zu den Absichten der Kommission z.B. Europäische Gemeinschaften, 1991]. Um solche
Widersprüche zu vermeiden und die Frage, ob solche Projekte ökonomisch zweckmäßig sind, zu klä-
ren, bedarf es im einzelnen Fall eingehender Kosten-Nutzen-Analysen, die das Substitutionsverhältnis
zwischen Wasser- und Landweg berücksichtigen.)
Für mangelnde Konsistenz zwischen der Verkehrspolitik und den anderen Feldern der Politik steht
die Magnetschwebebahn "Transrapid". Ihre Entwicklung wurde bekanntlich durch erhebliche Unter-
stützungszahlungen des Bundesministeriums für Forschung und Technologie (BMFT), die als indu-
striepolitischer Beitrag gedacht waren, ermöglicht. Abgesehen davon, daß auf diese Weise mit staatli-
cher Unterstützung Konkurrenz für den Teil des Personenverkehrs der Bundes- bzw. Reichsbahn aus-
gelöst wird, der überdurchschnittlich hohe Preise zahlt, dürfte der Transrapid höchstwahrscheinlich
auch künftig nicht in der Lage sein, seine vollen, unsubventionierten Kosten zu decken. Mit weiteren
Subventionsforderungen an die öffentliche Hand wird selbst dann gerechnet werden müssen, wenn die
anfänglichen Aufwendungen für eine kommerziell betriebene Transrapid-Linie aus dem privaten
Kapitalmarkt gedeckt würden.
Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesverkehrsministerium hat sich gegen das Transrapid-Pro-
jekt ausgesprochen.
2
7 Selbst wenn nach seinem Vorschlag öffentliche Mittel weiterhin nur aus dem
Forschungs- und nicht aus dem Verkehrsetat gezahlt würden, bliebe dennoch das grundsätzliche Pro-
blem, daß hier ein neuer Wettbewerber, der von öffentlicher Unterstützung abhängig ist, etabliert wer-
den soll. Dem Bundesverkehrswegeplan 1992 zufolge müssen für Bau und Betrieb der Magnetschwe-
bebahn "private und teilprivate Finanzierungsmöglichkeiten entwickelt werden". Die Bundesregierung
hat inzwischen von der Industrie vorgelegte Finanzierungskonzepte zurückgewiesen, weil ein zu
hohes finanzielles Risiko bei der öffentlichen Hand verbleibe [Frankfurter Allgemeine Zeitung, 1993;
Handelsblatt, 1993].
Ungelöst ist vor allem die Frage, wie das neue, zusätzliche Verkehrssystem mit den vorhandenen
Systemen koordiniert werden soll. Es geht dabei um einen konkreten Anwendungsfall, in dem der
Begriff "integriertes Gesamtkonzept" zu definieren und operational zu machen wäre. Zu beachten ist
dabei, daß
— der behauptete Abzug des erforderlichen Passagieraufkommens vom Regionalluftverkehr un-
bewiesen ist und es an einer realistischen Zeitvergleichsrechnung zwischen Transrapid,
Flugzeug und Eisenbahn mangelt,
— die Höhe der Umweltbelastungen (einschließlich der Auswirkungen der für den Betrieb erfor-
derlichen Magnetfelder) realistisch geschätzt werden müßte.
2
7 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister für Verkehr [1992a] sowie die Gegendar-
stellung zugunsten des Transrapid-Projekts von Raschbichler [1992J; es ist jedoch aufschlußreich,
daß Raschbichler eine Subventionierung des Projekts für erforderlich hält und diese mit dem Argu-
ment, auch die anderen Verkehrsträger würden subventioniert, zu rechtfertigen versucht.19
Das von der Industrie vorgetragene Argument, das Projekt habe nur dann Exportchancen, wenn es
zuvor in Deutschland unter Betriebsbedingungen verwirklicht worden sei, kann für eine verkehrswirt-
schaftliche Bewertung nicht ziehen.
2
8
Das Verhältnis zwischen Verkehrs- und Verteilungs-("Sozial-")poIitik ist ebenfalls nicht frei von
Widersprüchen. Grundsätzlich besteht zwar Übereinstimmung darüber, daß die Verkehrsinfrastruktur
von ihren jeweiligen Nutzern und die Umweltschäden von den Verursachern bezahlt werden sollten.
Die Umsetzung dieser Prinzipien in praktische Politik droht aber oft an verteilungspolitisch motivier-
ten Einwänden zu scheitern. Häufig wird argumentiert, man müsse die individuelle Situation der Be-
troffenen berücksichtigen und beispielsweise bestimmten Gruppen, etwa Fernpendlern, einen niedri-
geren Abgabensatz einräumen oder sie ganz von einer geplanten Abgabe ausnehmen. Offensichtlich
hätte eine derart differenzierte Abgabenpolitik zur Folge, daß der Zweck von Straßenbenutzungsge-
bühren bzw. Umweltsteuern nur noch mehr oder weniger eingeschränkt oder überhaupt nicht mehr er-
reicht werden könnte.
2
9 Zwischen Verkehrs- und Verteilungspolitik besteht daher ein erhebliches
Konfliktpotential.
7. Politische Akzeptanzprobleme
Finden die Pläne der Bundesregierung für eine neue Politik im Bereich der Verkehrsinfrastruktur im
großen und ganzen die Zustimmung der deutschen Verkehrswissenschaft, so werden sie von der Öf-
fentlichkeit — Verkehrsbetrieben und privaten Kfz-Eigentümern — nicht ohne erhebliche Vorbehalte
aufgenommen. Tatsächlich wird heftige Kritik, teilweise auch weitgehende Ablehnung geäußert. Un-
abhängig hiervon deutet vieles darauf hin, daß sich die Kluft zwischen steigenden Ansprüchen an die
Verkehrsinfrastruktur einerseits und dem Schutz der Umwelt andererseits mit beschleunigter Ver-
kehrsexpansion noch ausweiten dürfte. Ein Teil dieser Expansion könnte möglicherweise verhindert
werden, wenn die Verkehrsteilnehmer durch Internalisierung von Wegekosten und Umweltschäden
gezwungen würden, sich an die veränderten Rahmenbedingungen des Verkehrs anzupassen. Auch
dann wird freilich kaum zu vermeiden sein, daß das Verkehrsaufkommen immer noch erheblich ra-
scher zunimmt, als es einem großen Teil der Öffentlichkeit annehmbar erscheint. Bei den vorherr-
schenden politischen Strömungen kann es nicht einmal als gesichert gelten, daß die Ergebnisse einer
funktionsfähigen und zieladäquaten Methode zur Anlastung externer Kosten akzeptiert würden, wenn
diese nicht — und sei es um den Preis weiterer Mehrkosten — mit politisch unterstützten größeren
Änderungen der Verkehrsteilung zugunsten von Bahn und Schiffahrt einherginge. Ökonomisch wäre
ein solches Ergebnis jedoch ineffizient und durch die Ziele nicht gedeckt.
Auf der anderen Seite scheint in der deutschen Öffentlichkeit ein grundlegender Interessenkonflikt
vorzuliegen, wenn man bedenkt, daß die gegenwärtigen und mehr noch die künftigen Stauprobleme
auf den Straßen höchstwahrscheinlich zu einem größeren Teil vom privaten Pkw- als vom
Lkw-Verkehr verursacht werden. Dafür spricht nicht allein die im Vergleich zu den Lkw rund zwan-
zigmal so große Zahl zugelassener Pkw [Bundesminister für Verkehr, 1991, S. 219], sondern auch die
Beobachtung, daß Staus insbesondere am Wochenende und während der Ferienzeit auftreten, wenn
der Lkw-Verkehr ohnehin gesetzlich oder mangels Transportnachfrage eingeschränkt ist. Eben des-
halb muß mit hartem Widerstand der Privaten (= Wähler) gegen eine wirksame Veränderung des
2
8 Selbst wenn die Frage einer öffentlichen Finanzierung (Subvention) ausschlaggebend sein sollte,
so könnte ein Zuschuß grundsätzlich auch für den Bau einer entsprechenden Strecke im Ausland in
Betracht kommen.
2
9 Der gleiche Einwand gilt für die von der Bundesregierung beabsichtigte Anhebung der steuerlichen
Kilometerpauschale für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsplatz.20
Status quo der gebührenfreien Straßenbenutzung gerechnet werden. Diese konfliktträchtige Situation
wird sich voraussichtlich in der Politik widerspiegeln, wann immer die Infrastrukturpolitik auf der
Tagesordnung steht. Man kann ziemlich sicher davon ausgehen, daß sie die politische Willensbildung
im Sinne einer Schaffung zusätzlicher Straßenkapazitäten anstelle mobilitätshemmender Beschrän-




Die hohe politische Sensibilität jeglicher Restriktionen der privaten Pkw-Nutzung wird auch bei der
Suche nach Lösungen für städtische Verkehrsprobleme deutlich. Gegenwärtig werden verschiedene
Modelle zur Reduzierung der Verstopfung der Innenstädte durch private Kraftfahrzeuge diskutiert. Sie
reichen von hohen Parkgebühren als Knappheitspreisen für städtischen Parkraum über den zwangs-
weisen Kauf von Dauerkarten für den öffentlichen Nahverkehr als "Eintrittspreis" für Fahrten mit dem
Privatwagen in die Innenstadt bis zur völligen Schließung (mindestens zeitweise) der Innenstädte für
den privaten Kfz-Verkehr.
3
1 Weil aber sehr unsicher ist, ob die Öffentlichkeit derartige Vorstöße an-
nehmen würde, ist in Deutschland bislang keines dieser Modelle in nennenswertem Umfang verwirk-
licht worden; die Politik hält generell an den Grundsätzen freier Wahl des Verkehrsmittels und des
Gemeingebrauchs der Straße fest. Änderungen der Verkehrsteilung im Nahverkehr, insbesondere im
Pendlerverkehr, werden deshalb weit überwiegend über eine Verbesserung der Attraktivität des
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) bei nahezu unveränderten Regeln für die Benutzung priva-
ter Pkw angestrebt. Offensichtlich hat dies entscheidend dazu beigetragen, daß der kostspielige Bau
von Schienennetzen für den ÖPNV vielfach als unvermeidbar angesehen wurde.
Auch wenn der private Pkw-Verkehr künftig mit zusätzlichen Abgaben belastet würde, wäre aber
die gleichzeitige Senkung der Kosten des ÖPNV-Angebots dringend erforderlich.
3
2 Eine wichtige
Bedingung dafür sind vermutlich die radikale Überprüfung der Organisationsstrukturen, insbesondere
der oft nicht mehr sinnvoll abgegrenzten Konzessionen und der Eigentumsverhältnisse, sowie die
Möglichkeit, verstärkt Wettbewerb zuzulassen oder auch die Erstellung eines bestimmten Verkehrs-
angebots unter Wettbewerbsbedingungen ausschreiben zu lassen.
In diesem Zusammenhang deutet die Finanzierung der Schnellbahn- und städtischen Straßenbauten
in verschiedenen Ballungsräumen wie München, Stuttgart oder Rhein/Ruhr auf eine weitere mögliche
oder wahrscheinliche Inkonsistenz der Politik hin. Die dafür erforderlichen sehr erheblichen Finanzie-
rungsmittel werden meist zu einem bedeutenden Teil von Bund oder Land getragen, offensichtlich um
die Ballungsräume überhaupt lebensfähig zu halten. Gleichzeitig wird damit jedoch den möglicher-
weise sonst wirksamen ballungshemmenden Kräften entgegengewirkt, und die auf eine gleichmäßige-
re Verteilung der wirtschaftlichen Aktivitäten im Raum abzielenden Maßnahmen der Regionalpolitik
werden tendenziell durchkreuzt.
In dem gleichen Zusammenhang ist auf einen Widerspruch hinzuweisen, der zwischen einer
zweckmäßigen Nahverkehrspolitik und den Prinzipien des Städtebaus besteht. Der Grundsatz, Woh-
nen und Arbeiten räumlich — oft weit — voneinander zu trennen, der als eine Ursache für die rasche
Zunahme des Pendlerverkehrs anzusehen ist, wird trotz der dadurch hervorgerufenen Probleme noch
3
0 Auf große Zurückhaltung der politischen Entscheidungsträger gegenüber privaten Pkw-Fahrern
deutet beispielsweise auch hin, daß die Bundesregierung bis vor kurzem fest beabsichtigte, eine
Straßenbenutzungsgebühr für Pkw erst geraume Zeit nach einer entsprechenden Belastung des Lkw
einzuführen.
3
1 Diskutiert werden in diesem Zusammenhang vorzugsweise die in skandinavischen Städten (Oslo,
Stockholm) angewandten Modelle. In einigen Städten wurden darüber hinaus die Parkgebühren
stark erhöht, um die Parkraumknappheit in den Innenstädten zu bekämpfen.
3
2 Erhebliche Probleme können durch die Bestrebungen der EG entstehen, interne Gewinn- und Ver-
lustausgleiche zwischen ÖPNV und anderen öffentlichen Betrieben künftig zu verhindern oder zu
erschweren. Sollte dies durchgesetzt werden, könnten (lokale) ÖPNV-Steuern der einzige Ausweg
sein, wenn ein Angebot aufrechterhalten werden soll.21
immer verfolgt. Das Beispiel der mit leistungsfähigen Schienenverkehrssystemen angebundenen Tra-
bantenstädte in der ehemaligen DDR zeigt anschaulich, daß selbst unter den bis 1989 dort gegebenen
Bedingungen der Individualverkehr fortlaufend zunahm.
3
3 Eine kritische Überprüfung des Städtebaus
dürfte daher zu den durch die Verkehrsentwicklung erzwungenen Folgerungen gehören.
8. Supranationaler Handlungsbedarf
Die Lösung der verkehrspolitischen Probleme und Widersprüche erfordert teilweise die Unterstützung
der Europäischen Gemeinschaft. Dies ist nicht allein Folge der Kompetenzverteilung nach dem
EWG-Vertrag, sondern auch ökonomisch geboten. Der Hauptgrund ist, daß
— die Verkehrswege nicht nur von Inländern, sondern auch von Ausländern be- und damit auch
abgenutzt werden, so daß entsprechende Wegekosten und -abgaben berechnet und erhoben wer-
, den müssen,
— Umweltschäden wegen des internationalen Charakters vieler Transporte, aber auch wegen der
grenzüberschreitenden Verbreitung von Schadstoffen durch die Luft nicht nur die Heimatstaaten
der beteiligten Verkehrsunternehmen, sondern auch Einwohner anderer Länder treffen.
Die EG-Kommission hat sich bereits seit langem mit Fragen der Einführung von Straßenbenut-
zungsgebühren und der Behandlung der Umweltaspekte des Verkehrs befaßt.
3
4 Seit Anfang der acht-
ziger Jahre hat ihre Liberalisierungspolitik die rechtlichen Rahmenbedingungen des Verkehrs in Euro-
pa — besonders im Hinblick auf die Durchsetzung der Wettbewerbsregeln des EWG-Vertrags —
drastisch verändert.
Problematisch ist an der Politik der EG-Kommission eine Asymmetrie, die dadurch entsteht, daß
bislang die Liberalisierung im Ministerrat leichter durchsetzbar war als die eigentlich parallel dazu er-
forderliche Ergänzung des Marktmechanismus zur Allokation knapper Infrastrukturkapazitäten und
zur Internalisierung von Umweltschäden. Bleibt es bei diesem asymmetrischen Status quo, so dürften
bei künftig zu erwartender Verkehrsexpansion die Infrastruktur mehr und mehr überlastet und die
Umwelt zunehmend geschädigt werden.
Ein Beispiel ist der innereuropäische Luftverkehr: dieser ist infolge der in den achtziger Jahren un-
ternommenen Liberalisierungsschritte scharf angestiegen; die Zahl der Fluggäste nahm allein in der
zweiten Hälfte des Jahrzehnts um 47 vH zu [Association of European Airlines, 1992, S. 4]. Daraus re-
sultieren erhebliche Probleme der stärkeren Belastung von Flughäfen und Luftstraßen sowie vermut-
lich auch der vermehrten Umweltschäden (Lärm und Luftverschmutzung durch Flugzeuge). Ähnlich
wie im Landverkehr wird zwar angestrebt, über eine "intelligentere" Gestaltung der verschiedenen na-
tionalen Flugsicherungssysteme die Kapazität des Luftraums über Europa noch zu steigern. Als ge-
3
3 Beispiele dafür waren Berlin-Marzahn und Halle-Neustadt. Die unzureichende Annahme der
Schienenverkehrsmittel wurde bereits in der DDR kritisiert. Vgl. zu den verkehrspolitischen Vor-
stellungen in der DDR, die unter anderem von einer "Endmotorisierung" von etwa 280 Pkw je
1000 Einwohnern und einer Verkehrsteilung ÖPNV:Individualverkehr von 50:50 ausgingen, etwa
Saitz [1988].
3
4 Das Wegekostenproblem stand bereits bei Inkrafttreten des Vertrags von Rom 1958 auf der Tages-
ordnung der EWG. Die zur gleichen Zeit geführte verkehrswissenschaftliche Debatte brachte je-
doch keine operationalen Vorschläge für Abgabensysteme. Eine Übersicht über das Problem der
gesamten sozialen Kosten des Verkehrs enthält unter anderem der Kapteyn-Bericht [Europäische
Gemeinschaften, 1961b, S. 168 ff.]. — Für eine detaillierte Darstellung dieser Probleme und eine
Diskussion verschiedener damaliger Ansichten vgl. Predöhl [1964, S. 296-301]. — Der
Wissenschaftliche Beirat beim Bundesminister für Verkehr [1954c] legte bereits ein Gutachten zur
Wegekostenrechnung und -anlastung vor.22
samtwirtschaftlich optimal wäre das Luftverkehrssystem aber erst dann anzusehen, wenn die Nachfra-
ger nach Transportleistungen jeweils mit sämtlichen durch deren Erstellung verursachten Kosten (ein-
schließlich Umweltschäden) belastet würden. Um dieses Ziel besser als bislang zu erreichen, müßten
vorzugsweise Elemente des Marktmechanismus eingeführt werden, die auf eine Internalisierung der
steigenden Infrastruktur- und Umweltkosten bei den Luftverkehrsunternehmen abzielen [Wolf, 1991].
Die EG-Kommission sollte daher nach der Liberalisierung nunmehr auch ein zweckmäßiges Modell
der Wege- und Umweltkostenanlastung in allen Mitgliedstaaten durchsetzen; entsprechende Leitlinien
müßten festlegen,
— wie das Ziel, Wegekosten entsprechend der Wegenutzung anzulasten, zweckmäßig erreicht
werden könnte,
— nach welchen Kriterien Straßenbenutzungsgebühren festgelegt werden sollten,
— nach welchen Kriterien Umweltschäden festgestellt und bewertet werden sollten.
Eine wichtige, ökonomisch zweckmäßige Entscheidung fällte die Kommission, als sie sich für das
Territorialitätsprinzip aussprach, damit kein Wettbewerber einen Vorteil daraus ziehen kann, daß er
überdurchschnittlich viel ausländische Verkehrswege benutzt, für die er nicht zu zahlen hat.
3
5 Das
sonst von der Gemeinschaft verfolgte Prinzip, "was in einem Mitgliedsland zugelassen ist, muß auch
in allen anderen EG-Ländern akzeptiert werden", kann hier nicht gelten, weil Transportleistungen —
anders als international gehandelte Güter — jeweils dort produziert werden, wo sich das Fahrzeug ge-
rade befindet, und demzufolge auch die Ressourcen der durchfahrenen Gebiete beansprucht werden.
Wenn Wegebenutzungsgebühren nicht proportional zur Fahrleistung, sondern mindestens teilweise als
Festbeträge erhoben werden, darf es den Verkehrsbetrieben nicht möglich sein, der Zahlung zu ent-
gehen, indem sie ihren Geschäftssitz in Länder mit niedrigen Gebühren verlegen. Eine EG-weit ein-
heitliche Gebühr wäre keine ökonomisch zweckmäßige Lösung des Problems. Sie würde zwar gebüh-
reninduzierte Anreize zur Verlagerung von Unternehmenssitzen beseitigen, könnte aber nicht die Effi-
zienzbedingung erfüllen, daß jeder Transportakt mit den durch ihn verursachten Kosten belastet wer-
den sollte. In Europa können sowohl der Bau als auch die Benutzung von Verkehrswegen regional
sehr unterschiedliche Kosten verursachen, die z.B. beim Wegebau von örtlichen Grundstückspreisen
und dem Anteil von Flachland- und Gebirgsstrecken, bei der Wegenutzung etwa von der Verkehrs-
dichte innerhalb und außerhalb von Ballungsräumen abhängig sind. Deshalb müßte eine den Kosten-
verhältnissen entsprechende regionale Abgabendifferenzierung möglich sein. Bei der Erhebung darf
jedoch nicht zwischen In- und Ausländern diskriminiert werden.
Auf inter- bzw. supranationaler Ebene sollten darüber hinaus beispielsweise Fragen gemeinsamer
Standards für die Straßenbenutzung und gemeinsamer Kriterien für Wegeabgaben gelöst werden, d.h.
etwa Gewichte, Abmessungen oder andere Fahrzeugparameter. Was die bestehenden Pläne für euro-
päische Verkehrsnetze angeht, sollten die nationalen bzw. regionalen Transportsysteme zwar aufein-
ander abgestimmt werden (unter Berücksichtigung der relativen Nachfrage nach den verschiedenen
Wegearten); eine Notwendigkeit, solche Fragen auf supranationaler Ebene zu behandeln, wird nicht





5 Die EG-Kommission sprach sich schon im Jahre 1988 dafür aus, die Wegeabgaben auf der
Grundlage dieses Prinzips zu erheben, weil das sogenannte Nationalitätsprinzip (Besteuerung im
Zulassungsstaat des Fahrzeugs) dem steigenden Umfang des grenzüberschreitenden Verkehrs in
Europa nicht mehr gerecht werde [Europäische Gemeinschaften, 1988c, S. 5 f.].
3
6 Zum Umfang der unter Effizienzgesichtspunkten erwünschten EG-Kompetenzen im Bereich der
Verkehrsinfrastrukturpolitik vgl. Laaser und Soltwedel [1992, S. 65 ff.].23
9. Zusammenfassende Schlußfolgerungen
Die Analyse hat verdeutlicht, daß die deutsche Verkehrs-, insbesondere Verkehrsinfrastrukturpolitik
durch den Europäischen Binnenmarkt, die deutsche Wiedervereinigung und die wirtschaftlichen und
politischen Umwälzungen in Osteuropa vor neue Aufgaben gestellt ist.
Diese Herausforderungen sind, insbesondere was die EG-Kampagne zur Deregulierung angeht, zu-
nächst eher zögernd, nach der Wende in der ehemaligen DDR Ende 1989 jedoch rascher als zuvor an-
genommen worden. Dazu hat zweifellos der Druck finanzieller Engpässe, der durch diesen Wandel
des politischen Rahmens verursacht wird, nachhaltig beigetragen. Jüngstes Ergebnis dieser Anstren-
gungen ist — im Hinblick auf die Infrastrukturpolitik — der Bundesverkehrswegeplan 1992.
Im Laufe dieser Übernahme- und Anpassungsprozesse hat die Bundesregierung die Ausrichtung ih-
rer Politik mehrfach wesentlich geändert. Sie entfernte sich von früheren Positionen, in denen sich die
alte Lehre von den "Besonderheiten des Verkehrs" widerspiegelte, derzufolge eine umfassende öffent-
liche Regulierung der Verkehrsmärkte sowie öffentliches Eigentum an der aus Haushaltsmitteln zu fi-
nanzierenden Infrastruktur als zwingend notwendig angesehen wurden; hierzu gehörte auch die Auf-
fassung, daß Verkehrswege, insbesondere Straßen, gebührenfrei benutzbar sein müßten. Diese Prinzi-
pien sind nach und nach durch eine Marktorientierung abgelöst worden, die die Erhebung von Benut-
zungsgebühren sowie grundsätzlich auch verschiedene Stufen der Privatisierung einschließt. Außer-
dem wurde im Prinzip anerkannt, daß die externen Effekte, vor allem die Umweltschäden, des Ver-
kehrs durch spezielle Abgaben gedeckt werden müssen.
Die Grundzüge des verkehrspolitischen Programms der Bundesregierung enthalten viele Ergebnisse
der einschlägigen verkehrswissenschaftlichen Diskussion. Jedoch kann es keinen Zweifel daran geben,
daß noch einiges zu tun übrig bleibt, wenn die Gefahr vermieden werden soll, daß die Bezeichnung
"integriertes Gesamtverkehrskonzept" lediglich ein Schlagwort bleibt. Ungeklärt sind vornehmlich
eher instrumentale Fragen, etwa
— wie die verschiedenen Kostenkategorien zu definieren sind und was sie jeweils einschließen
sollen,
— wie diese Kosten berechnet werden sollen (dies dürfte bei Umweltschäden ganz besondere
Schwierigkeiten machen) und
— wie die Abgaben zur Deckung der Kosten ausgestaltet werden müssen, damit sie ihre allokati-
ven Funktionen erfüllen können.
Ist die neue Richtung der deutschen Verkehrspolitik schon grundsätzlich keineswegs allgemein ak-
zeptiert, so ist eines der schwierigsten Probleme, welches noch weitgehend ungelöst ist, der ÖPNV
und Pendlerverkehr in Ballungsräumen. Auf diesem Feld wird das Aufeinanderprallen unterschiedli-
cher politischer Strömungen besonders deutlich.
Eine zentrale Aufgabe der künftigen Politik wird sein, sicherzustellen, daß die neuen Instrumente,
soweit sie finanzieller Natur sind (Preise bzw. Gebühren für Straßen, Umweltabgaben usw.), ihre vor-
rangig allokative Funktion erfüllen können. Sie sollen das Verkehrssystem effizienter gestalten, aber
nicht primär zum Staatshaushalt beitragen. Das bedeutet insbesondere, daß
— eine Reform der bestehenden Verkehrsabgaben und die Einführung spezieller neuer Abgaben
trotz der Haushaltsprobleme ausschließlich effizienzorientiert sein sollten,
— die Ausgestaltung neuer Abgaben durchgängig von der Effizienzzielsetzung bestimmt werden
sollte,
— die Nutzungsproportionalität der Abgaben (Verursacherprinzip) gewährleistet werden sollte,
— keinesfalls rein fiskalische Zwecke auf Kosten der Allokationszielsetzungen verfolgt werden
dürfen,24
— die künftig reformierten oder neuen Abgaben einem besonderen Haushalt ausschließlich für den
Verkehrssektor zufließen sollten, aus dem die gesamten öffentlichen Aufwendungen für die
Verkehrsinfrastruktur sowie Ausgleichsmaßnahmen für Umweltschäden des Verkehrs bestritten
werden müssen,
— daneben die Voraussetzungen für eine private Bereitstellung von Infrastruktur, einschließlich
des Rechts zur Gebührenerhebung, geschaffen werden sollten,
— es nicht das Ziel der Politik sein kann, eine bestimmte Aufteilung des Verkehrs auf die vorhan-
denen Transportmittel, insbesondere auf Schiene und Straße, vorzugeben oder anzustreben,
sondern die Verkehrsteilung — bei vollständiger Internalisierung der verkehrsträgerspezifischen
Kosten — den Marktkräften überlassen bleiben sollte,
— es nicht zweckmäßig sein kann, die vorgesehenen Abgaben nach irgendwelchen sozialpoliti-
schen Gesichtspunkten zu differenzieren, da dies dem angestrebten Ziel zuwiderlaufen würde.
Ferner ist darauf zu achten, daß nicht die durch Liberalisierungsmaßnahmen bereits erreichten Ver-
besserungen durch infrastrukturpolitische Maßnahmen wieder durchkreuzt werden.
Ohne Erfüllung dieser Erfordernisse werden sich die neuen Ziele der Verkehrspolitik nicht errei-
chen lassen, und ohne Konsistenz zwischen den Zielen und der Anwendung der Instrumente könnte
sich die Diskussion um die Ausgestaltung solcher Instrumente sehr wohl als unnütz erweisen.25
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